Landesgeschäftsführer

15.05.2009

 
Kurznotiz

zur Tagung des Landesvorstandes am 09.05.2009 – KV Rostock
Teilnehmer: W. Bauer, H. Bluhm, St. Bockhahn, B. Griese, M. Millow, P. Ritter, E. Tabbert, C. Jax, K. Kassner, R. Lüders, K. Spieß, H. Holter (zeitweise)

Die Tagung wird geleitet von P. Ritter.
 

Vorbereitung / Stand Wahlen 2009 / Aktuell-politisch

P. Ritter / K. Spieß / S. Bockhahn geben einen Überblick über den derzeitigen Vorbereitungstand. 

Festgelegt wird eine Abfrage der Bürgermeisterkandidaten, eine Übersicht der U35-Kandidaten an solid und eine Teilnahme des KV Rügen am 16.05.2009 an den Aktionen in Prora.

solid wird am 16.05.2009 in Rostock mit einen eigenen Stand vertreten sein und bietet den Kreisen Infomaterial an (Bestellung direkt an R. Wollenberg).

K. Spieß informiert abschließend über die ordnungsgemäße Einreichung der Landesliste Bundestag beim Wahlleiter.

Der Landesvorstand beruft für den 11. Juli 2009 eine Landesbasiskonferenz ein. Die Konferenz findet im Kulturhaus „Treffpunkt Europa“ in Grimmen statt.

Die Basiskonferenz gliedert sich in 3 Teile und hat folgende vorläufige Tagesordnung:

· Auswertung Kommunal- und Europawahl

· Aktuell-politische Fragen

· Ausblick auf den Bundestagswahlkampf.

Der Landesgeschäftsführer übernimmt die Vorbereitung der Konferenz und unterbreitet einen Vorschlag für die Tagungsleitung und den Zeitplan.

Die finanziellen Mittel werden aus dem Haushalt der Landesgeschäftsstelle bereitgestellt.

Die Einladung erfolgt über die Kreisgeschäftsstellen und wird im Internet veröffentlicht.

R. Wollenberg gibt einen Bericht über den Zustand im Jugendverband. P. Ritter schlägt eine LMV am Tage der Landesbasiskonferenz in Grimmen vor.

H. Holter bedankt sich beim LV für die Unterstützung im Vorfeld seiner Wahl zum Fraktionsvorsitzenden und gibt einen Überblick über die aktuellen Aktivitäten der Fraktion.

Neumitgliederbefragung

H. Bluhm gibt einen Überblick über die eingetroffenen Antworten der Kreise und der Neumitglieder. In den nächsten Tagen soll eine schriftliche Zusammenfassung der Antworten erfolgen. Danach sollte es zu einer Kontaktaufnahme mit den Kreisvorsitzenden kommen.

Für den 18.05.2009 vereinbaren H. Bluhm / J. Schwarz / K. Spieß einen Termin zur weiteren Verständigung.

Finanzen / Sonstiges

Der Landesvorstand bedankt sich bei R. Malchow und P. Böttcher ausdrücklich für ihre Arbeit im Vorfeld der unabhängigen Wirtschaftsprüfung. Die Prüfung ist erneut ohne Beanstandung erfolgt.

Der Landesvorstand beschließt eine Erklärung anlässlich des Presse-Tages am 9. Mai:   
Landtag muss Medienunternehmen in Mecklenburg-Vorpommern endlich zum Abschluss von Redaktionsstatuten verpflichten. 
  
Wir unterstützen die Forderung der Initiative „Unser Land braucht seine Zeitungen. Qualität und Vielfalt sichern“, die heute zum Presse-Tag eingeladen hat. Die Landespolitik muss endlich die Forderungen von ver.di, dem Deutschen Journalistenverband (DJV) und dem DGB aufgreifen und neue gesetzliche Rahmenbedingungen für Journalismus im Land schaffen. 
Wenn Kai Voigtländer vom DJV heute unter der Überschrift „Verkauft. Vereinzelt. Verraten“ bilanziert, dass die Arbeitsbedingungen der Journalisten „immer stärker unter Druck kommen“, muss dieses Warnsignal endlich verstanden werden. Unverständlich ist das Desinteresse der CDU in Mecklenburg-Vorpommern, die die Novellierung des Landespressegesetzes offenbar blockiert.  
Im Februar hat die Verlagsgruppe Madsack für 310 Millionen Euro die Springer-Beteiligungen an vier Regionalzeitungen, darunter der Ostsee-Zeitung und der Lübecker Nachrichten, gekauft. Die OZ ist inzwischen vollständig im Eigentum der Lübecker Nachrichten. 
Der Betriebsrat der Ostsee-Zeitung hat diese Transaktion deutlich beschrieben: „Wer sich bei den Banken ausgerechnet in diesen Zeiten zig Millionen für solche Geschäfte borgt, ist unter Druck, dieses Geld auch wieder reinzuholen.“ Im Klartext heißt das: Die Mitarbeiter der vier Regionalzeitungen werden der Verlagsgruppe Madsack künftig einen Großteil des Geldes verdienen, das im Februar für ihre eigene Übernahme bezahlt wurde.  
Seit dem Juni 2008 spart der Verlag der Ostsee-Zeitung, indem die gemeinsamen „Mantelseiten“ für OZ und Lübecker Nachrichten von einer neugegründeten Redaktion gestaltet werden. Das beeinträchtigt journalistische Vielfalt und Qualität.  
Das gleiche Sparmodell verfolgen seit dem April dieses Jahres auch die Verlagshäuser von Nordkurier und Schweriner Volkszeitung mit einem gemeinsamen „Mantel“. Dazu wurden im Oktober letzten Jahres 20 Redakteure der Schweriner Volkszeitung in die bis jetzt tariflich nicht gebundene „mv:m Mantelredaktion GmbH“ outgesourct, die später zur Hälfte an den Kurierverlag verkauft wurde. Von etwa 30 Mitarbeitern der Nordkurier-Mantelredaktion wechselte nach Gewerkschaftsangaben „kaum ein halbes Dutzend“ in die „mv:m“.  
Somit gibt es seit dem 1. April diesen Jahres keine Tageszeitung mit einer eigenständigen Vollredaktion mehr in Mecklenburg-Vorpommern! Die Mitarbeiter fühlen sich „verkauft, vereinzelt und verraten“!  
Dr. Karina Becker von der Universität Jena schildert heute auf dem Presse-Tag, wie ohne Mitbestimmung Kreativität schwindet, wenn Existenzangst lähmt. 
Wir fordern: Der Landtag muss Medienunternehmen in Mecklenburg-Vorpommern noch in dieser Legislaturperiode endlich durch ein neues Landespressegesetz zum Abschluss von Redaktionsstatuten verpflichten, um die redaktionelle Freiheit der Tageszeitungen in Mecklenburg-Vorpommern zu stärken! Es braucht in Redaktionsstatuten klar festgelegte Verfahren, die die Entscheidungskompetenzen von Verlagsleitungen und Redaktionen abgrenzen. 
Innere Pressefreiheit ist ein Wert, der in Mecklenburg-Vorpommern während des demokratischen Aufbruchs im Herbst 1989 erstritten wurde. Qualität und Vielfalt muss heute durch gesetzliche Rahmenbedingungen gegen ökonomischen Druck verteidigt werden. 
Unser Land braucht künftig selbstbewusste Redaktionen, in denen Journalisten frei arbeiten können. In einem Redaktionsstatut wäre z.B. zu regeln, dass ein gewählter Redaktionsausschuss Einfluss auf die personelle Auswahl des Chefredakteurs nehmen kann. 
Demokratie braucht Öffentlichkeit, in der verschiedene Positionen zu Wort kommen, braucht Journalisten, die Zeit für Recherchen haben, demokratische Prozesse sachkundig begleiten und kommentieren können.   
Diese demokratische Öffentlichkeit haben in Mecklenburg-Vorpommern bisher drei Tageszeitungen mit einer eigenständigen Vollredaktion hergestellt, die es in der bisherigen Form nun nicht mehr gibt.  
Die Landespolitik muss jetzt durch die gesetzliche Verankerung von Redaktionsstatuten im Landespressegesetz die Redaktionen von Nordkurier, Ostsee-Zeitung und Schweriner Volkszeitung gegenüber allen Forderungen ihrer Verlagshäuser stärken, die journalistische Qualität und Vielfalt weiter beeinträchtigen können. Unser Land braucht seine Zeitungen.  

Rostock, 09.05.2009 

Nächste Tagung des LV: 08.06.2009 – 18.00 Uhr – Lgst. Schwerin.
